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Unterschiede gibt es entsprechend der spezifischen Aufga
benstellungen für die Militärgerichte in den Fragen der allge
meinen, sachlichen und örtlichen Zuständigkeit, die im ein
zelnen in der MGO und der 1. Durchführungsbestimmung 
vom 12. Mai 1975 (GBl. I Nr. 25 S. 454) geregelt sind. Grund
sätzlich unterliegen alle Militärpersonen, die aktiven Wehr
dienst oder Reservisten Wehrdienst leisten, der Rechtsprechung 
der Militärgerichte. Dem aktiven Wehrdienst entspricht auch 
der Dienst in anderen bewaffneten Organen gemäß § 2 Abs. 3 
des Wehrdienstgesetzes, beispielsweise in den kasernierten 
Einheiten des Ministeriums des Innern. Für Zivilpersonen 
sind die Militärgerichte nur in den im Gesetz ausdrücklich 
genannten Fällen zuständig, beispielsweise für Personen, die 
durch Landesverrat, Diversion oder Sabotage die militärische 
Sicherheit gefährden.

Eine weitere Besonderheit besteht darin, daß es in den 
Streitkräften für Militärpersonen keine gesellschaftlichen Ge
richte gibt. Die im zivilen Bereich gemäß § 28 StGB mögliche 
Übergabe von leichten Vergehen erfolgt bei Handlungen, die 
Militärpersonen nach den Kapiteln 2 bis 8 des StGB began
gen haben, an den zuständigen Kommandeur zur Anwendung 
der Disziplinarvorschriften. Dessen generelle Aufgaben in die
sem Zusammenhang sind im § 253 StGB enthalten. Sie gehen 
von den Prinzipien des Artikels 3 StGB aus. Die Disziplinar- 
vorschrift verpflichtet und berechtigt den Kommandeur, sich 
bei seiner Entscheidung weitgehend auf die Aktivitäten ge
sellschaftlicher Kräfte in den militärischen Kollektiven zu 
stützen.

Schließlich eine letzte Besonderheit. Gemäß § 38 Abs. 2 
StGB gibt es für Militärpersonen eine spezifische Strafart, 
den „Strafarrest“, geregelt in § 252 StGB. Es handelt sich um 
eine Strafe mit Freiheitsentzug auf die Dauer von einem bis 
sechs Monaten. Sie ist ausschließlich in den Normen des 9. Ka
pitels angedroht, kann aber auch bei Vergehen nach den an
deren Kapiteln des StGB angewandt werden. Dem spezifi
schen Charakter der Strafart entspricht es, daß Verurteilun
gen zu Strafarrest nicht in das Strafregister eingetragen wer
den.

Welche Aufgaben hat die Hauptabteilung Militärgerichte 
beim Ministerium der Justiz zu erfüllen? Welche Abgrenzung 
bzw. welches Zusammenwirken gibt es pum Ministerium für 
Nationale Verteidigung?

Generalmajor Dr. Kalwert: Die erste Frage könnte man ganz 
allgemein mit einem Satz beantworten: Der Hauptabteilung 
Militärgerichte obliegt die Wahrnehmung der Aufgaben des 
Ministeriums der Justiz und die Verwirklichung der militäri
schen Aufgabenstellung des Ministers für Nationale Verteidi
gung gegenüber 'den Militärobergerichten und Militärgerich
ten. Doch lassen Sie mich das noch etwas näher erläutern. Die 
Hauptabteilung Militärgerichte hat insbesondere die politi
sche, juristische und militärische Anleitung der Militärober
gerichte und Militärgerichte auszuüben, die Erfüllung der den 
Militärgerichten gestellten Aufgaben zu kontrollieren und sie 
bei der Verwirklichung der Ziele der Rechtsprechung zu un
terstützen. Dazu werden vom Leiter der Hauptabteilung Mili
tärgerichte Anordnungen erlassen, die die konkrete Umset
zung der Aufgabenstellungen des Ministers der Justiz und 
des Ministers für Nationale Verteidigung durch die Militär
obergerichte und Militärgerichte zum Inhalt haben. Das sind 
z. B. Aufgaben für die Rechtserziehung und Rechtspropa
ganda, die politische, fachliche und militärische Qualifizie
rung, die Gewährleistung der militärischen Einsatzbereit
schaft, die Arbeitsorganisation und Arbeitsweise, die Ar
beit mit den Militärschöffen usw.

Bedeutet das, daß die Hauptabteilung Militärgerichte auch 
Einfluß auf die unmittelbare Rechtsprechung der Militärge
richte ausübt?

Generalmajor Dr. Kalwert: Nein, der Hauptabteilung Militär
gerichte obliegt nicht die Leitung der Rechtsprechung. Ich 
verweise auf Artikel 93 der Verfassung, wonach ausschließ
lich das Oberste Gericht der DDR diese bedeutende Aufgabe 
zu erfüllen hat. Eine entsprechende Präzisierung nehmen 
dazu §§ 1 und 15 MGO vor und legen die Verantwortung des 
Militärkollegiums des Obersten Gerichts in Abgrenzung vom 
Plenum bzw. Präsidium des Obersten Gerichts fest. Die Un
terstützung der Militärobergerichte und Militärgerichte bei 
der Verwirklichung der Ziele der Rechtsprechung durch die 
Hauptabteilung Militärgerichte ist so zu verstehen, daß sie

vor allem die personellen, 
materiellen und organisato
rischen Voraussetzungen 
für deren Tätigkeit sicher
zustellen hat.

In diesem Zusammen
hang möchte ich jedoch eine 
weitere Aufgabe der Haupt
abteilung Militärgerichte 
erwähnen. Sie besteht dar
in, die Rechtsprechung der 
Militärobergerichte und Mi
litärgerichte analytisch ein
zuschätzen, um daraus z. B. 
Schlußfolgerungen für die 
Gesetzgebung, für die 
Rechtserziehung und
Rechtspropaganda, für die 
Qualifizierung der Militär
richter und Militärschöffen 
oder für die Information 

des Ministers für Nationale Verteidigung und anderer zen
traler Organe abzuleiten.

Eine wesentliche Aufgabe der Hauptabteilung ist die 
Durchsetzung der Kaderpolitik. Dazu gehört insbesondere die 
Auswahl geeigneter Kader, die Vorbereitung der Wahl und 
des Einsatzes von Militärrichtern sowie deren allseitige Qua
lifizierung.

Der Leiter der Hauptabteilung ist militärischer Vorgesetz
ter der Angehörigen der Hauptabteilung Militärgerichte, der 
Militärobergerichte und Militärgerichte und somit für die er
zieherischen Aufgaben einschließlich der Ausübung des Diszi- 
plinarrechts verantwortlich.

Aus der Tatsache, daß es sich bei den Angehörigen dieser 
Gerichte um aktiv dienende Angehörige der NVA handelt, 
ergibt sich ein enges Zusammenwirken mit den Kaderorganen 
des Ministeriums für Nationale Verteidigung.

Die Hauptabteilung leitet die Rechtserziehung und Rechts
propaganda der Militärobergerichte und Militärgerichte. Da 
in der NVA entsprechend einer militärischen Bestimmung 
die Kommandeure und Politorgane für die Rechtserziehung 
und Rechtspropaganda im jeweiligen Bereich verantwortlich 
sind, werden den Militärobergerichten und Militärgerichten 
vornehmlich solche Aufgaben gestellt, die unter Nutzung ihrer 
spezifischen Möglichkeiten eine qualifizierte Unterstützung 
der rechtserzieherischen und rechtspropagandistischen Tätig
keit der Kommandeure und Politorgane gewährleisten.

Auf diesem Gebiet besteht eine enge Zusammenarbeit mit 
der Politischen Hauptverwaltung der NVA. Das trifft ebenso 
für die politische und organisatorische Vorbereitung der Mi
litärschöffenwahlen, von Militärschöffenkonferenzen und für 
die rechtserzieherische und rechtspropagandistische Tätigkeit 
der Militärschöffen sowie ihre regelmäßige Schulung zu.

Von der Hauptabteilung Militärgerichte des MdJ werden 
des weiteren Analysen über die Wirksamkeit von Gesetzen 
und anderen Rechtsvorschriften erarbeitet, und es erfolgt eine 
Mitarbeit in den im Ministerium der Justiz gebildeten Ge
setzgebungskommissionen. Schließlich leitet die Hauptabtei
lung die Organisation der finanziellen und materiell-techni
schen Angelegenheiten der Militärobergerichte und Militär
gerichte. Zur Erfüllung dieser Leitungsaufgaben werden Re
visionen bei den Militärobergerichten und Militärgerichten 
durchgeführt.

Über das bereits erwähnte Zusammenwirken mit den Ka
derorganen und der Politischen Hauptverwaltung der NVA 
hinaus gibt es weitere Problemkreise, die zwischen der 
Hauptabteilung Militärgerichte und den zuständigen Verwal
tungen des Ministeriums für Nationale Verteidigung abge
stimmt werden. Dazu zählen Fragen der politischen und mi
litärischen Weiterbildung, der Struktur, des Standorts und 
der örtlichen Zuständigkeit der Militärgerichte.

Im „normalen“ Strafprozeß gibt es bewährte Formen sozia
listischer Demokratie, Formen der Mitwirkung der ■ Öffent
lichkeit am Prozeß — wie Schöffen, gesellschaftliche Ankläger 
oder Verteidiger, Kollektivvertreter u. a. m. Wie ist das vor 
den Militärgerichten der DDR? Schließt die Spezifik der Sa
che oder der Prozesse hier derartige Mitwirkungsformen aus?

Generalmajor Dr. Kalwert: . Als Teil des einheitlichen Ge
richtssystems der DDR arbeiten die Militärgerichte insoweit 
auf der Grundlage gleicher gesetzlicher Bestimmungen wie 
die örtlichen Gerichte. Alle von Ihnen genannten bewährten


